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Ende 2020 hat die bundesweite Impfaktion gegen COVID-19 begonnen und hält weiter an. 
 
Viele Beschäftigte, Selbständige und ehrenamtlich Tätige der bei der Berufsgenossenschaft für 
Gesundheitsdienst und Wohlfahrtspflege (BGW) versicherten Berufsgruppen stehen unter dem 
Schutz der gesetzlichen Unfallversicherung, wenn sie auf dem Weg zum oder vom Impfen 
einen Unfall erleiden. Dies gilt auch für etwaige Fälle, in denen es durch das Impfen selbst oder 
durch eine über das das übliche Ausmaß hinausgehende Impfreaktion zu einer 
gesundheitlichen Schädigung kommt. 
 
Voraussetzung für den Versicherungsschutz ist jedoch, dass die Schutzimpfung durchgeführt 
wird, um einer erhöhten Infektionsgefahr, die mit der beruflichen/ehrenamtlichen Tätigkeit 
verbunden ist, entgegenzuwirken.  
 
Konkret bedeutet dies, dass der Versicherungsschutz immer dann besteht, wenn der 
Arbeitgeber oder die Arbeitgeberin bzw. die Leitung der Einrichtung zu einer Impfung aufruft, 
dabei auf die Berufsbezogenheit der Impfung hinweist und entsprechende organisatorische 
Maßnahmen trifft (zum Beispiel, wenn die Teilnahme an der Impfung während der Arbeitszeit 
zugelassen wird). 
 
Berufsbezogen ist die Impfung gegen COVID-19, wenn versicherte Personen 
 

• während ihrer versicherten Tätigkeit selbst mindestens einem erhöhten Infektionsrisiko 
ausgesetzt sind, 

• im Rahmen ihrer versicherten Tätigkeit bestimmungsgemäß persönlichen Kontakt zu 
anderen Personen mit Risikofaktoren für einen schweren Krankheitsverlauf haben oder 

• eine versicherte Tätigkeit ausüben, die zwar mit einem geringen oder moderaten 
Infektionsrisiko verbunden ist, die allerdings erforderlich ist, um die Infrastruktur eines 
Krankenhauses bzw. des öffentlichen Gesundheitsdienstes aufrecht zu erhalten. 

Nach § 20a Abs. 1 Infektionsschutzgesetz (IfSG) müssen Personen, die ab dem 15.03.2022 in 
den dort genannten Unternehmensarten des Gesundheitsdienstes und der Wohlfahrtspflege 
tätig sind, entweder geimpft oder genesen sein und diesen Status nachweisen. 
 
Nach Auffassung der BGW ersetzt für die oben genannten Berufsgruppen der Gesetzgeber 
damit die für einen Versicherungsschutz bei Immunisierungsmaßnahmen erforderliche 
Aufforderung durch den Arbeitgeber oder die Arbeitgeberin an die Beschäftigten, sich impfen zu 
lassen, sowie den damit verbundenen Hinweis auf die Berufsbezogenheit der Impfung. Somit 
besteht für Personen, die dieser Nachweispflicht unterliegen, ab dem 11.12.2021 (Tag der 

https://www.gesetze-im-internet.de/ifsg/__20a.html
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Verkündung im Bundesgesetzblatt) während einer Impfung - und den dafür notwendigen 
Wegen – Versicherungsschutz durch die Unfallversicherung. 
 
Eine Berufsbezogenheit besteht außerdem grundsätzlich bei allen Tätigkeiten, für die die 
Coronavirus-Impfverordnung eine Schutzimpfung mit höchster, hoher und erhöhter Priorität 
vorsieht (§§ 2-4 CoronaImpfV).  

 
Bei Tätigkeiten, die nicht in den in § 20a Abs. 1 IfSG genannten Einrichtungen oder 
Unternehmen ausgeübt werden oder nicht ausdrücklich in der Coronavirus-Impfverordnung 
genannt werden, ist die Berufsbezogenheit und damit auch der Versicherungsschutz im 
Einzelfall zu prüfen.  
 
Ausnahmsweise können Schutzimpfungen, die von versicherten Personen selbst veranlasst 
werden objektiv betriebsdienlich und damit versichert sein. Dies gilt entsprechend auch für 
Selbstständige, soweit sie bei der BGW versichert sind. Bei der von Beschäftigten bzw. 
ehrenamtlichen Tätigen selbst veranlassten Impfung muss jedoch auf jeden Fall ein 
erkennbares Versäumnis oder Unvermögen der Arbeitgeberin oder des Arbeitgebers bzw. der 
Leitung der Einrichtung hinzukommen. Dieses kann beispielsweise vorliegen, wenn der 
Arbeitgeber oder die Arbeitgeberin bzw. die Leitung der Einrichtung sich weigert oder sich 
organisatorisch nicht in der Lage sieht, sich um den Impfschutz zu kümmern. 
 
Abgesehen von den oben dargestellten Konstellationen besteht jedoch kein allgemeiner 
Versicherungsschutz in der gesetzlichen Unfallversicherung für Gesundheitsschäden, die im 
Zusammenhang mit einer Immunisierung gegen das SARS-CoV-2-Virus eintreten, wenn sich 
die Betroffenen aus privaten Gründen impfen lassen. Auch eine allgemeine, betrieblich 
veranlasste Schutzimpfung steht nach der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts 
grundsätzlich nicht unter dem Schutz der gesetzlichen Unfallversicherung. Dies gilt selbst dann, 
wenn ein Arbeitgeber mit dem Angebot einer Schutzimpfung ein (wirtschaftliches) betriebliches 
Interesse verfolgt (zum Beispiel um krankheitsbedingte Arbeitsausfälle zu vermeiden). Nach der 
zitierten Rechtsprechung kann in diesen Fällen jedoch ein Unfall auf dem Weg zum Impfen oder 
im Impfraum unfallversichert sein, wenn die Maßnahme wesentlich dem Unternehmen dient. 
 
Soweit bei einem Impfschaden kein Versicherungsschutz in der gesetzlichen Unfallversicherung 
besteht, kann jedoch möglicherweise ein Entschädigungsanspruch nach dem 
Infektionsschutzgesetz gegenüber dem Bundesland bestehen. 
 
Bei Fragen zum Versicherungsschutz in der gesetzlichen Unfallversicherung wenden Sie sich 
bitte an die BGW. 
 
Bei Fragen zu Entschädigungsansprüchen aufgrund von Impfschäden wenden Sie sich bitte an 
die in Ihrem Bundesland zuständige Landesbehörde. 

https://www.gesetze-im-internet.de/coronaimpfv_2021-09/
https://www.bgw-online.de/kontakt
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